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Nach einem Rückgang im letzten Jahr und einer Stagnation in die-
sem hellen sich die Konjunkturaussichten in der Bauwirtschaft für 
2014 wieder spürbar auf. Das DIW Berlin erwartet ein nominales 
Wachstum des Bauvolumens in Deutschland von über sechs Pro-
zent, real sind es vier Prozent. Die Ursachen hierfür sind vor allem 
eine nach wie vor rege Wohnungsbaukonjunktur und eine Erholung 
der Bautätigkeit im öffentlichen Bau. Überproportional stark dürfte 
von dieser Aufwärtsbewegung das Bauhauptgewerbe profitieren.

Wachstumserwartungen für die Bauwirtschaft werden außerdem 
durch die laufenden Koalitionsverhandlungen aufgebaut. Zur 
Debatte stehen zusätzliche Investitionen, beispielsweise bei der 
energetischen Gebäudesanierung und der Verkehrsinfrastruktur. 
Zu erwarten ist allerdings, dass die Effekte möglicher Investitions-
programme erst mit deutlicher Verzögerung in der Bauwirtschaft 
wirksam werden würden. Die Ankündigung von Fördermaßnahmen 
im Bereich der energetischen Sanierung dürfte zudem eine auf-
schiebende Wirkung haben, da Wohnungseigentümer die verbesser-
ten Förderbedingungen erst abwarten. 

Die Bauwirtschaft hat sich in den vergangenen Jahren 
als Stütze der deutschen Konjunktur erwiesen. Kaum 
ein anderer Bereich konnte ähnlich stark expandieren. 
Zur Dokumentation dieser Bewegungen wird meist die 
Investitionsrechnung der statistischen Ämter herange­
zogen. Zusätzlich veröffentlicht das DIW Berlin jähr­
lich die Bauvolumensrechnung, in der neben den Bau­
investitionen auch nicht werterhöhende Reparaturen 
einbezogen sind. Die Bauvolumensrechnung weist die 
Werte von Neubauaktivitäten und Maßnahmen im Ge­
bäudebestand getrennt aus. Außerdem prognostiziert 
das DIW Berlin jedes Jahr die Entwicklung des Bauvo­
lumens (Kasten). Die Prognose bezieht sich dabei auf 
die Produktion im Bausektor. Neben dem Baugewerbe 
im engeren Sinne berücksichtigt sie weitere Branchen, 
wie den Stahl- und Leichtmetallbau, die Herstellung 
von Fertigbauten, die Bauschlosserei sowie Planungs­
leistungen und andere Dienstleistungen.1 

Im Folgenden werden zunächst die Ergebnisse der Pro­
jektion des Bauvolumens im Wohnungsbau, im Wirt­
schaftsbau und im öffentlichen Bau dargestellt, wie sie 
sich unter den gegenwärtigen Bedingungen abzeichnet. 
Die Berechnungen beziehen sich dabei auf die Konjunk­
turprognosen des DIW Berlin, welche auch in die aktu­
elle Gemeinschaftsdiagnose der Wirtschaftsforschungs­
institute eingegangen sind.2 In einem zweiten Teil wird 
auf die bauwirtschaftlichen Wirkungen eines mögli­
chen Investitionsprogramms, das gegenwärtig in den 
Koalitionsverhandlungen diskutiert wird, eingegangen. 

Wohnungsbau weiter auf hohem Niveau 

Das Wohnungsbauvolumen nahm 2012 nur leicht von 
166 Milliarden Euro im Vorjahr auf rund 168 Milliar­

1	 Detaillierte Ergebnisse dazu finden sich in Gornig, M., Görzig, B., 
Hagedorn, H., Steinke, H, (2013): Strukturdaten zur Produktion und Beschäftigung 
im Baugewerbe – Berechnungen für das Jahr 2012. Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (Hrsg.), BMVBS-Online-Publikation, 
Nr. 15/2013. 

2	 Vgl. Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose (2013): Gemeinschafts
diagnose Herbst 2013. DIW Wochenbericht Nr. 43/2013.
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und die geringen Renditen alternativer Anlagen ließen 
auch ausländische Investoren vermehrt auf dem deut­
schen Immobilienmarkt aktiv werden. Steigende Mieten 
in den Ballungsräumen3 boten vor allem im Geschoss­
wohnungsneubau gute Renditechancen. Gleichzeitig hat 
die Politik im Bereich der energetischen Gebäudesanie­
rung mit der Diskussion über die Sonderabschreibun­
gen (Sanierungs-AfA) und das Fördervolumen der Kre­

3	 Siehe Dreger, C., Kholodin, K. (2013): Zwischen Immobilienboom und 
Preisblasen: Was kann Deutschland von anderen Ländern lernen? DIW 
Wochenbericht Nr. 17/2013.

den Euro zu (Tabelle 1). Der Trend der Ausweitung ver­
langsamte sich damit etwas. Die Dynamik ging dabei 
erneut vom Neubau aus, insbesondere vom Geschoss­
wohnungsneubau, dessen Anteil von sieben auf acht Pro­
zent stieg. Nur geringe Änderungen zeigten sich bei den 
Bestandsmaßnahmen, die von ihrem Umfang her nach 
wie vor die mit Abstand wichtigste Größe darstellen.

Ein wesentlicher Grund für diese Entwicklung kann in 
der weiterhin hohen Attraktivität von Immobilien als Ka­
pitalanlage gesehen werden. Unsicherheit im Zusam­
menhang mit der Eurokrise, ein niedriges Zinsniveau 

Die Prognose der Entwicklungstendenzen im Bauvolumen ist 

eingebettet in die gesamtwirtschaftliche Konjunkturprognose 

des DIW Berlin.1 Entsprechend werden in einer ersten Stufe 

Projektionen der Bauinvestitionen vorgenommen, die kon

sistent im System der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 

dargestellt werden können. Die Grundlage der Prognose der 

Bauinvestitionen selbst bilden indikatorengestützte statisti

sche Modelle. Dazu wird die zu prognostizierende Größe, 

also etwa das Volumen der gewerblichen Bauten, auf einen 

autoregressiven Term und verzögerte Werte des jeweiligen 

Indikators regressiert. Die Prognosegleichung nimmt dann 

generell folgende Form an:

yt = α + ∑
n

i=1

βi γt−i + ∑
m

j=1
γj xt−j + εt 

Hierbei stehen yt für den zu prognostizierenden Wert, xt für 

den Indikator und εt für den statistischen Störterm. Die Para-

meter α, βi und γj werden geschätzt.

Die Verzögerungslängen n und m (Jahre) werden anhand der 

Autokorrelations- beziehungsweise der Kreuzkorrelations-

funktion bestimmt. Zusätzlich werden die unterschiedlichen 

Spezifikationen anhand von Informationskriterien bewertet. 

Die Prognosegüte wird anhand von Ex-Post-Prognosen über-

prüft. Die Spezifikationen mit der geringsten quadratischen 

Abweichung der Prognosewerte von den tatsächlichen Werten 

werden dann zur Prognose verwendet.

1	 Vgl. zur Methode zum Beispiel Rapach, D. E., Wohar M. E. (2007): 
Forecasting the Recent Behaviour of U.S. Business Fixed Investment 
Spending: An Analysis of Competing Models. Journal of Forecasting, 
Vol. 26, 33–51.

Als geeignete Indikatoren für die Prognose des Wohnungsbaus 

haben sich die Auftragsbestände und die Baugenehmigungen 

im Wohnungsbau erwiesen, während für den Wirtschaftsbau 

die Ausrüstungsinvestitionen, die Kapazitätsauslastung sowie 

die Aufträge beziehungsweise die Baugenehmigungen für 

Nicht-Wohnungsbauten in Frage kommen.2 Der öffentliche 

Bau wird hingegen nicht mit Hilfe von Indikatoren bestimmt, 

sondern aus der Prognose des Staatskontos abgeleitet, wobei 

sowohl die Einnahmen des Staates als auch angekündigte 

Konjunkturprogramme berücksichtigt werden. 

Die einzelnen Indikatoren führen zu teilweise recht unter-

schiedlichen Ergebnissen. Darüber hinaus sind die Bauinvesti

tionen stark durch rechtliche Rahmenbedingungen – zum 

Beispiel den Wegfall der Eigenheimzulage – geprägt, deren 

Änderungen in diesen Modellen nur unzureichend abgebildet 

werden können. Deshalb dienen diese statistischen Verfahren 

nur als Anhaltspunkt für die Prognose. Das Bild für die 

einzelnen Aggregate der Bauinvestitionen wird dann in einem 

nächsten Schritt mit den übrigen Aggregaten der Volkswirt-

schaftlichen Gesamtrechnung abgestimmt. 

Im letzten Schritt werden die Prognoseergebnisse in das Sche-

ma der Bauvolumensrechnung übertragen. Dazu werden unter 

Beachtung der Besonderheiten nichtinvestiver Bauleistungen 

im Konjunkturverlauf die nachfrageseitigen Entwicklungs-

trends berücksichtigt. Zur Differenzierung nach weiteren 

strukturellen Merkmalen werden die stärker untergliederten 

Informationen zu den Baugenehmigungen und zum Auf-

tragsbestand herangezogen. So lassen sich unterschiedliche 

Entwicklungen zwischen Ost- und Westdeutschland sowie 

zwischen einzelnen Produzentengruppen, wie dem Bauhaupt- 

und dem Ausbaugewerbe, schätzen.

2	 Vgl. Döpke, J. et al. (1999): Indikatoren zur Prognose der Investitionen 
in Deutschland. Kieler Arbeitspapier Nr. 906, Kiel.

Kasten 

Methoden zur Prognose des Bauvolumens des DIW Berlin 
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ditanstalt für Wiederaufbau (KfW) für Abwarten und 
Zurückhaltung bei den Bestandsmaßnahmen gesorgt. 
Erst im Dezember 2012 wurde im Bundesrat das vorerst 
endgültige Aus der steuerlichen Förderung beschlossen.

Trotz einer leichten Ausweitung der Förderung im Rah­
men der CO2-Gebäudesanierung (zusätzliche 300 Millio­
nen Euro ab dem Jahr 2013) haben die Umsätze des Aus­
baugewerbes, das tendenziell am stärksten von den Be­
standsmaßnahmen profitiert, kaum zugenommen. Im 
Trend sinkt die Produktion im Ausbau sogar leicht (Ab­
bildung 1). Diese Entwicklung könnte aber durch statisti­
sche Probleme verursacht sein, etwa die Zunahme unter­
nehmerischer Tätigkeit von Einzelpersonenbetrieben aus 
den östlichen Nachbarstaaten der Europäischen Union, 
die in der Statistik nur unzureichend erfasst werden.

Die Wohnungsbautätigkeit ist im Jahr 2013 zudem stark 
durch den langen Winter geprägt. Für die Monate Dezem­
ber bis März können merkliche Ausfälle festgestellt wer­
den. Diese Lücke konnte bisher nur teilweise geschlos­
sen werden. Der Wohnungsbau zeigte sich am aktuellen 
Rand aber äußerst robust, was nicht zuletzt auf die nach 
wie vor außerordentlich guten Rahmenbedingungen zu­
rückzuführen ist. Neben dem günstigen Zinsniveau sind 
dabei vor allem eine hohe Arbeitsplatzsicherheit und da­
mit einhergehend eine stabile Einkommensentwicklung 
zu nennen. Für eine weitere Aufwärtstendenz sprechen 
neben den prall gefüllten Auftragsbüchern und der laut 
ifo-Konjunkturtest aktuell hohen Auslastung der Baube­
triebe ein hohes Niveau an genehmigten Bauvorhaben 
(Abbildung 2 und Abbildung 3).

Abbildung 1

Produktion im Bauhaupt- und Ausbaugewerbe
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1  Arbeitstäglich- und saisonbereinigt.
Quelle: Statistisches Bundesamt.

© DIW Berlin 2013

Die Umsätze des Ausbaugewerbes sinken im Trend leicht. 

Tabelle 1

Struktur der Wohnungsbauleistungen in Deutschland 

2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

Zu jeweiligen Preisen 
in Milliarden Euro

Neubauvolumen1 45,77 37,03 32,16 31,39 32,9 40,98 44,3

Bauleistung an 
bestehenden Gebäuden2 89,21 104,99 112,41 111,97 118,87 123,86 127,18

Wohnungsbauvolumen 
insgesamt

134,98 142,02 144,57 143,36 151,77 164,84 171,48

Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in Prozent

Neubauvolumen1 −19,1 −13,2 −2,4 4,8 24,6 8,1

Bauleistung an 
bestehenden Gebäuden2 17,7 7,1 −0,4 6,2 4,2 2,7

Wohnungsbauvolumen 
insgesamt

5,2 1,8 −0,8 5,9 8,6 4,0

Struktur in Prozent

Neubauvolumen1 34 26 22 22 22 25 26

Bauleistung an 
bestehenden Gebäuden2 66 74 78 78 78 75 74

Wohnungsbauvolumen 
insgesamt

100 100 100 100 100 100 100

1  Geschätzt über veranschlagte Baukosten (Bautätigkeitsstatistik), ergänzt um Zuschläge für Architekten-
leistungen und Gebühren. Außenanlagen und Eigenleistungen der Investoren.
2  Gebäude- und Wohnungsmodernisierung (auch Um- und Ausbaumaßnahmen) sowie Instandsetzungs
leistungen des Baugewerbes.

Quellen: Statistisches Bundesamt, Bautätigkeitsstatistik; Bauvolumensrechnung des DIW Berlin; Architekten-
befragung Heinze GmbH; Modellrechnung des DIW Berlin 2013.

© DIW Berlin 2013

Das Wohnungsbauvolumen nahm 2012 nur leicht, von 166 Milliarden Euro im Vorjahr auf 
rund 168 Milliarden Euro zu. 

Abbildung 2

Genehmigungen im Wohnungsneubau
In 1 000 Wohnungen je Quartal1
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1  Saisonbereinigt nach dem Berliner Verfahren (BV4).

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2013

Aktuell zeigt sich eine hohe Auslastung der Baubetriebe durch ein 
hohes Niveau an genehmigten Bauvorhaben.
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Abbildung 3

Auftragseingang im Bauhauptgewerbe
Wertindex 2005 = 1001

90

100

110

120

130

140

150

2004 2006 2008 2010 2012

90

100

110

120

130

140

2004 2006 2008 2010 2012

Wohnungsbau

Wirtschaftsbau

Insgesamt

90

100

110

120

130

2004 2006 2008 2010 2012

Öffentlicher Bau

Hochbau

Tiefbau

Öffentlicher Hochbau

Straßenbau

Öffentlicher Tiefbau

90

100

110

120

2004 2006 2008 2010 2012

Öffentlicher Bau insgesamt

1  Saisonbereinigt nach dem Berliner Verfahren (BV4).

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2013

Die Auftragseingänge am aktuellen Rand zeigen sowohl im gewerbli-
chen Hochbau als auch im gewerblichen Tiefbau im Trend nach oben. 

Allerdings kann im Zuge eines Abflauens der Eurokrise 
auch damit gerechnet werden, dass sich die derzeit äu­
ßerst positiven Rahmenbedingungen wieder normali­
sieren. Diese Entwicklung wird auch von dem jüngsten 
Schritt der Europäischen Zentralbank (EZB) auf das his­
torisch niedrigste Zinsniveau von 0,25 Prozent real nur 
wenig berührt werden. Der Schritt der EZB ist eher als 
Signal zu sehen, dass die Politik des billigen Gelds in ab­
sehbarer Zeit nicht eingeschränkt wird. Bei Immobilien­
finanzierungen führt das zurückkehrende Vertrauen zu 
steigenden Hypothekenzinsen – so verlieren deutsche Im­
mobilien als sicherer Hafen an Bedeutung. Zudem soll­
ten alternative Anlageformen wie zum Beispiel deutsche 
Staatsanleihen wieder an Attraktivität gewinnen. So zei­
gen sich am aktuellen Rand bereits wieder leicht steigende 
Zinsen bei den für die Refinanzierung relevanten Hypo­
thekenpfandbriefen (Abbildung 4). Auch die Vergabestan­
dards für Wohnungsbaukredite wurden in den vergange­
nen Monaten bereits graduell verschärft. Die leicht ein­
getrübten Erwartungen sollten vor allem die Aktivitäten 
gewerblicher Investoren am Ende des Prognosehorizonts 
dämpfen, während sie aber aktuell sichtbar für eine Bele­
bung sorgen dürften. Kleinere Impulse können außerdem 
vom Ausbau und der Modernisierung des Wohnungsbe­
stands erwartet werden – insbesondere im Rahmen der 
Beseitigung der Hochwasserschäden vom Frühsommer 
dieses Jahres. Insgesamt dürfte das Wohnungsbauvolu­
men im Jahr 2013 real um gut ein Prozent, im kommen­
den Jahr kräftiger um gut vier Prozent steigen (Tabelle 2).

Wirtschaftsbau: leichte Erholung infolge 
konjunktureller Entspannung

Der Wirtschaftsbau hat sich nach dem starken Einbruch 
im Jahr 2009 in den vergangenen Jahren erholt und 

Abbildung 4
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Quelle: Deutsche Bundesbank.

© DIW Berlin 2013

Am aktuellen Rand zeigen sich leichte Anzeichen steigender Hypo-
thekenzinsen.
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stabilisierte sich zuletzt auf dem Niveau der Vorkrisen­
jahre. Allerdings sind weiterhin nicht unerhebliche 
Schwankungen und Unterschiede zwischen den ein­
zelnen Gebäudetypen zu beobachten. So haben Pro­
duktions-, Handels- und Lagergebäude ihre Bedeutung 
gegenüber den Bauaktivitäten im Jahr 2008 nicht wie­
der erlangt. Dies ist vor allem durch eine erhebliche 
Verunsicherung bei Unternehmen des verarbeitenden 
Gewerbes zu begründen, die stark von der weltwirt­
schaftlichen Entwicklung beeinf lusst sind. Nachdem 
der Wirtschaftsbau im Jahr 2011 spürbar anzog und das 
Bauvolumen real um mehr als sechs Prozent zulegen 
konnte, folgte im Jahr 2012 ein erneuter Einbruch um 
knapp zwei Prozent, der als Ergebnis der auff lammen­
den Eurokrise interpretiert werden kann. Zumindest 
herrschte ein erhebliches Maß an Unsicherheit in den 
Jahren 2011 und im Jahr 2012 (Abbildung 5).

Auch im Wirtschaftsbau kam es zu erheblichen witte­
rungsbedingten Produktionsausfällen, die den deut­
lichen Rückgang des Bauvolumens für das laufende 
Jahr 2013 wesentlich erklären. Die Aussichten hellen 
sich aber spürbar auf. So zeigen die Auftragseingänge 
am aktuellen Rand sowohl im gewerblichen Hochbau 

Tabelle 2

Eckwerte der Entwicklung des Bauvolumens in Deutschland 

2009 2010 2011 2012 2013 2014

In Milliarden Euro zu jeweiligen Preisen
Bauvolumen insgesamt 272,55 283,30 305,73 309,37 315,96 335,94
Preisentwicklung (Preisindex 2005 = 100) 113,46 115,04 118,84 121,81 124,25 127,00
Bauvolumen insgesamt (Real, Kettenindex 2005 = 100) 103,98 106,58 111,47 110,06 110,20 114,75

Nach Baubereichen
Wohnungsbau 99,39 103,44 108,64 109,99 111,31 116,21
Wirtschaftsbau 112,34 112,97 119,72 117,45 114,98 117,40
Öffentlicher Bau 104,57 105,76 106,05 96,53 97,50 104,90

Nach Produzentengruppen
Bauhauptgewerbe 101,47 99,63 107,32 105,30 105,20 109,87
Ausbaugewerbe 110,73 115,59 117,43 115,09 115,78 120,68
Sonstige Bauleistungen 98,78 103,04 108,80 109,01 108,76 112,77

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent
Bauvolumen insgesamt 3,9 7,9 1,2 2,1 6,3
Preisentwicklung (Preisindex 2005 = 100) 1,4 3,3 2,5 2,0 2,2
Bauvolumen insgesamt (Real, Kettenindex 2005 = 100) 2,5 4,6 −1,3 0,1 4,1

Nach Baubereichen
Wohnungsbau 4,1 5,0 1,2 1,2 4,4
Wirtschaftsbau 0,6 6,0 −1,9 −2,1 2,1
Öffentlicher Bau 1,1 0,3 −9,0 1,0 7,6

Nach Produzentengruppen
Bauhauptgewerbe −1,8 7,7 −1,9 −0,1 4,4
Ausbaugewerbe 4,4 1,6 −2,0 0,6 4,2
Sonstige Bauleistungen 4,3 5,6 0,2 −0,2 3,7

Quelle: Bauvolumensrechnung des DIW Berlin 2013.

© DIW Berlin 2013

Nach Berücksichtigung der Preisentwicklung stagniert das Bauvolumen.

Abbildung 5
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Quelle: Baker et al.; www.PolicyUncertainty.com.

© DIW Berlin 2013

In den Jahren 2011 und 2012 herrschte ein erhebliches Maß 
an Unsicherheit.



DIW Wochenbericht Nr. 47.2013

Bauwirtschaft

8

als auch im gewerblichen Tiefbau im Trend nach oben. 
Bei positiven gesamtwirtschaftlichen Wachstumser­
wartungen für 2014 dürfte es leichte Impulse für Ka­
pazitätsausweitungen im nächsten Jahr geben – dafür 
spricht auch die gestiegene Zahl der Baugenehmigun­
gen für Büro- und Verwaltungsgebäude (Abbildung 6).4 
Das reale Bauvolumen im Wirtschaftsbau dürfte 2013 
aufgrund der Witterungseinflüsse und der Auswirkun­
gen der Eurokrise noch um etwa zwei Prozent sinken; 
im kommenden Jahr sollte es allerdings wieder um etwa 
zwei Prozent zulegen.

4	 Da die Genehmigungen für den Nichtwohnungsbau auch den öffentlichen 
Bau umfassen, lassen sich die konjunkturellen Entwicklungen für den 
gewerblichen Bau am besten anhand der Gebäudearten (unterer Teil in 
Abbildung 6) ablesen.

Öffentlicher Bau normalisiert sich 
nach Einbruch

Auch der öffentliche Bau musste zu Jahresbeginn erheb­
liche Produktionseinbußen hinnehmen, die allerdings 
bereits im zweiten Quartal in großen Teilen aufgeholt 
werden konnten. Gegenüber 2012, als es im Vorjahres­
vergleich einen Einbruch der öffentlichen Bautätigkeit 
um real fast neun Prozent gab, kann trotz bester Kassen­
lage nur eine leichte Zunahme des Bauvolumens beob­
achtet werden (Tabelle 2). Dies ist zunächst das Resul­
tat der durch das Konjunkturpaket überzeichneten öf­
fentlichen Bautätigkeit im Jahr 2011.5 Außerdem trägt 
die umfängliche Mittelbereitstellung zur Beseitigung 
unmittelbarer Hochwasserschäden im Bereich der öf­
fentlichen Infrastruktur zur Erholung des öffentlichen 
Baus bei. Diese Mittel werden teilweise bereits im lau­
fenden Jahr eingesetzt. Mit den Fluthilfefonds werden 
Mittel in Höhe von acht Milliarden Euro bereitgestellt. 
Diese werden in großem Umfang für öffentliche Bau­
vorhaben verwendet; allein dem Bund stehen für die 
Wiederherstellung der Infrastruktur 1,5 Milliarden Euro 
zur Verfügung.

 Auch für das kommende Jahr ist zusätzlich zur guten 
Kassenlage mit einem erheblichen Impuls für die öf­
fentlichen Bauaktivitäten zu rechnen. Darauf deutet 
auch die Entwicklung der Auftragseingänge im öffent­
lichen Bau hin, die nach einem deutlichen Rückgang 
im Jahr 2011 stetig stiegen und am aktuellen Rand wie­
der etwa das Niveau von Ende 2009 erreicht haben. Im 
Trend entwickelten sich dabei die Auftragseingänge des 
öffentlichen Hochbaus besonders positiv. Insgesamt 
kann für 2014 mit einer kräftigen Ausweitung des öf­
fentlichen Bauvolumens um gut 7,6 Prozent gerechnet 
werden. Das Niveau dürfte dann wieder etwa dem der 
Jahre 2009 und 2011 entsprechen.

Insgesamt profitiert vor allem 
das Bauhauptgewerbe 

In diesem Jahr dürfte das nominale Bauvolumen ins­
gesamt um gut zwei Prozent steigen. Da die Preisent­
wicklung in einer ähnlichen Größenordnung liegt, sta­
gniert das reale Bauvolumen allerdings. Für 2014 hel­
len sich die Konjunkturaussichten für die Bauwirtschaft 
deutlich auf. Nominal erwartet das DIW Berlin einen 
Anstieg des gesamten Bauvolumens um gut sechs Pro­
zent. Abzüglich der Preissteigerung dürfte das Bauvo­
lumen um vier Prozent steigen. Wesentliche Gründe 
hierfür sind die immer noch rege Wohnungsbaukon­
junktur und die Normalisierung des Niveaus im öffent­
lichen Bau. Die über alle Verwendungsbereiche hinweg 

5	 Vgl. Gornig, M., Hagedorn, H. (2012): Bauwirtschaft: Neubau profitiert von 
der Krise im Euroraum. DIW Wochenbericht Nr. 46/2012.

Abbildung 6

Genehmigungen im Nichtwohnbau
Baukosten in Milliarden Euro je Quartal1
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Aktuell zeigt sich eine gestiegene Zahl an Baugenehmigungen für 
Produktions-, Handels- und Lagergebäude.
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und wesentlicher Baustein in den strategischen Über­
legungen zum Erreichen klimaschutzpolitischer Ver­
einbarungen. Die Bundesregierung hat deshalb, in 
Einklang mit europäischen Maßgaben, das Ziel eines 
klimaneutralen Gebäudebestands bis zum Jahr 2050 
ausgegeben. Hierzu bedürfte es allerdings mehr als 
doppelt so großer Anstrengungen im Sanierungsge­
schehen wie bisher, und zwar einer Steigerung der Sa­
nierungsrate von derzeit 0,8 auf zwei Prozent jährlich.

Allerdings zeigen verschiedene Studien, dass die tat­
sächliche Entwicklung weit ab von dem politisch er­
wünschten Sanierungspfad verläuft.9 Überschlägigen 
Berechnungen des DIW Berlin zufolge bedürfte es für 
eine derartige Steigerung der Sanierungsrate Zusatz­
investitionen, die sich bis in das Jahr 2020 auf etwa 
75 Milliarden Euro aufsummieren (verteilt über die 
Jahre wie in Abbildung 7). Dieser Wert ist allerdings 
als Untergrenze zu interpretieren, denn angesichts be­
grenzter Produktionskapazitäten könnten Erhöhungen 
des Investitionsvolumens zunächst auch Preissteige­
rungen auslösen.

Der hier berichtete Mehrbedarf beschränkt sich aus­
schließlich auf die sogenannten energiebedingten 
Mehrkosten von Sanierungen. Berechnet werden die­
se nach dem in der Regulierung angewandten Kopp­
lungsprinzip. Das bedeutet beispielsweise für den Fall 

9	 Siehe hierzu Bach et al. (2013), a. a. O.; Blazejczak et al. (2013), a. a. O.; 
Kunert, U., Link, H. (2013), a. a. O.; und Spieß, C. K. (2013), a. a. O.

erwartete Normalisierung der Produktionsbedingun­
gen nach den witterungsbedingten Produktionsaus­
fällen im ersten Quartal 2013 trägt außerdem zur Aus­
weitung der Bautätigkeit bei. 

Das Bauhauptgewerbe dürfte vom Aufschwung der Bau­
wirtschaft im kommenden Jahr leicht überproportional 
profitieren. Dies liegt zum einen an der Ausweitung der 
Bautätigkeit im Bereich des öffentlichen Baus und zum 
anderen an der anhaltend hohen Neubautätigkeit. Damit 
setzt sich mittelfristig der Trend zur Wiedererstarkung 
des Bauhauptgewerbes fort.6 

Überlegungen zu einem möglichen 
Investitionsprogramm des Bundes 

In Deutschland verlief die Investitionstätigkeit im pri­
vaten wie öffentlichen Sektor über Jahre hinweg im 
internationalen Vergleich unterdurchschnittlich.7 In 
den gegenwärtigen Koalitionsverhandlungen zur Bil­
dung einer neuen Bundesregierung gibt es nun ver­
schiedentlich Überlegungen zur Erhöhung der Inves­
titionstätigkeit in Deutschland, um die entstandene In­
vestitionslücke zu schließen. Für die Bauwirtschaft sind 
dabei vor allem die Bereiche „energetische Sanierung“ 
und „Verkehrsinfrastruktur“ relevant. Unklar ist aller­
dings zunächst, wie stark und mit welcher Verzögerung 
sich ein entsprechendes Maßnahmenpaket auf die Bau­
wirtschaft auswirken würde. 

Da in den Koalitionsvereinbarungen der Umfang eines 
möglichen Investitionsprogramms bisher nicht quan­
tifiziert wurde, wird hier auf Schätzungen des Investi­
tionsbedarfs aus relevanten Studien8 zurückgegriffen. 
Dabei wird zunächst der baurelevante Teil derartiger In­
vestitionsvorhaben eingegrenzt und anschließend hin­
sichtlich seiner zeitlichen Wirkung analysiert. Dabei 
werden insbesondere die Erfahrungen herangezogen, 
die im Zusammenhang mit den Konjunkturprogram­
men 2009 und 2010 gemacht wurden. 

Energetische Sanierungen bleiben hinter 
den politischen Zielen zurück

Die energetische Sanierung des Gebäudebestands ist 
ein zentrales Anliegen im Rahmen der Energiewende 

6	 Siehe hierzu auch Gornig et al. (2013), a. a. O.

7	 Vgl. Bach, S., Baldi, G., Bernoth, K., Bremer, B., Farkas, B., Fichtner, F., 
Fratzscher, M., Gornig, M. (2013): Wege zu einem höheren Wachstumspfad. 
DIW Wochenbericht Nr. 26/2013.

8	 Unter anderem Blazejczak, J., Diekmann, J., Edler, D., Kemfert, K., 
Neuhoff, K., Schill, W.-P. (2013): Energiewende erfordert hohe Investitionen. 
DIW Wochenbericht Nr. 26/2013; Kunert, U., Link, H. (2013): Verkehrsinfra-
struktur: Substanzerhaltung erfordert deutlich höhere Investitionen. DIW 
Wochenbericht Nr. 26/2013; und Spieß, C. K. (2013): Investitionen in Bildung: 
Frühkindlicher Bereich hat großes Potential. DIW Wochenbericht Nr. 26/2013.

Abbildung 7

Erforderliche Mehrinvestitionen  
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Quelle: Berechnungen des DIW Berlin.
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Um die Sanierungsrate auf das politisch gewünschte Niveau zu 
heben, wären extrem hohe Zusatzinvestitionen nötig.
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einer Fassadensanierung, dass die ohnehin anfallen­
den Kosten für Malerarbeiten oder ähnliches nicht 
der energetischen Sanierung zugerechnet werden. 
Diese bestehen ausschließlich aus zusätzlichen Auf­
wendungen für die energetische Verbesserung des 
Gebäudes. Die für das Bauvolumen relevanten Voll­
kosten liegen jedoch deutlich höher. Laut DIW-Bau­
volumensrechnung wurden im Jahr 2011 Maßnah­
men im Wohngebäudebestand in einem Gegenwert 
von rund 125 Milliarden Euro durchgeführt. Davon 
wurden etwa 38 Milliarden Euro für energetische Ver­
besserungen verwendet. Bereinigt um den Zubau von 
Photovoltaikanlagen und um Kleinmaßnahmen im 
Bestand betrug das Volumen energetischer Sanie­
rungsaktivitäten rund 25 Milliarden Euro und hatte 
damit einen Anteil von etwa 20 Prozent an den gesam­
ten Bestandsmaßnahmen. Darin enthalten sind circa 
30 bis 40 Prozent beziehungsweise 7,5 bis zehn Mil­
liarden Euro energiebedingte Mehrkosten.

Um die zweiprozentige Sanierungsrate zu erreichen, 
beliefe sich der zusätzliche Investitionsbedarf für das 
Jahr 2014 auf rund sechs Milliarden Euro, gemessen 
an energiebedingten Mehrkosten. Gemäß der vorlie­
genden Prognose würde die Ausweitung des Bauvolu­
mens an sich lediglich rund eine halbe Milliarde Euro 
zusätzliche energetische Investitionen mit sich brin­
gen – vorausgesetzt der Anteil energetischer Sanie­
rung am Wohnungsbauvolumen bleibt konstant. Es 
verbliebe eine Lücke in Höhe von ca. 5,8 Milliarden 
Euro. Ein politisch induzierter Impuls dieser Größen­
ordnung würde das Volumen der Bestandsaktivitäten 
allein um überschlagen gut 19 Prozent steigern (Ab­
bildung 8). Zusätzliche zehn Milliarden Euro im Fol­
gejahr würden abermals eine Ausweitung der Sanie­
rungstätigkeit in der Größenordnung von rund acht 
Prozent induzieren. Dies alles gilt nur dann, wenn es 
sich ausschließlich um zusätzliche Bestandsaktivitä­
ten handelt. Unterstellt man, die zusätzlichen Inves­
titionen könnten zur Hälfte im Rahmen von ohnehin 
durchgeführten Renovierungen verbaut werden und 
würden damit keine sonstigen Baumaßnahmen ansto­
ßen, so würde dies eine Steigerung des Sanierungsbe­
darfs von gut zehn Prozent im kommenden Jahr be­
deuten. Im Jahr 2015 würde das Volumen um zusätz­
lich rund 3,5 Prozent zunehmen.

Dieser Sanierungsbedarf würde Immobilieneigentü­
mer vor erhebliche Herausforderungen stellen, müss­
ten sie doch die benötigten Mittel recht kurzfristig 
aufbringen. Auch lässt der planerische Vorlauf der­
artiger Sanierungsmaßnahmen eine unmittelbare Aus­
weitung nur in beschränktem Maß zu. Schwierigkei­
ten dürften zudem für die Betriebe im Bauhaupt- und 
Ausbaugewerbe bei der Bereitstellung entsprechen­
der Kapazitäten entstehen, zumal die Erwartungen 

für den Wohnungsneubau auch für das kommende 
Jahr positiv sind. 

Erfahrungen aus der Vergangenheit 
zeigen …

In der Vergangenheit konnten derartige Sprünge in den 
Wohnungsbauinvestitionen nur äußerst selten beobach­
tet werden. So wurden Anfang der 90er Jahre während 
des Aufschwungs des ostdeutschen Wohnungsmarkts 
ähnliche Wachstumsraten beim Bauvolumen erreicht. 
Allerdings standen dabei vorhandene Kapazitäten der 
DDR-Bauwirtschaft zur Verfügung. Auch die kräftigen 
Zuwächse in den Jahren 2010 und 2011 wurden mit vor­
handenen Kapazitäten erzielt. Sie stellten vor allem eine 
Reaktion auf den krisenbedingten Einbruch der Woh­
nungsbautätigkeit dar.

Angesichts der finanziellen Belastungen, die bei einer 
derartigen Anpassung des Sanierungspfades auf die 
Eigentümer zukämen, müssten die Investitionsimpul­
se seitens der Politik kräftig ausfallen, um die benötig­
ten privaten Sanierungsaktivitäten anzustoßen. Ein häu­
fig diskutiertes Instrument, allerdings Ende 2012 im 
Bundesrat gescheitert, ist die Förderung energetischer 
Sanierungen im Rahmen von Sonderabschreibungen. 
Die steuerliche Förderung könnte im Rahmen einer gro­
ßen Koalition bereits wieder auf der politischen Agen­
da erscheinen und bei den gegebenen Mehrheitsverhält­
nissen im Bundesrat relativ schnell beschlossen wer­

Abbildung 8
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Ein politisch induzierter Impuls von knapp sechs Milliarden Euro al-
lein würde eine Ausweitung des Bestandsvolumens im Wohnungsbau 
von rund 19 Prozent bedeuten.
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tisch vorgezeichneten Wegs zunehmend in Frage stellt. 
Ferner hat die Diskussion um die Sonderabschreibun­
gen gezeigt, dass langwierige Debatten über die Ausge­
staltung politischer Eingriffe das Verhalten von Immo­
bilieneigentümern beeinflussen und Sanierungsaktivi­
täten hinauszögern. 

Auch für die Verkehrsinfrastruktur …

Die Investitionstätigkeit im Bereich der Verkehrsinfra­
struktur war in Deutschland über viele Jahre hinweg so 
gering, dass die Substanz der Verkehrswege nicht er­
halten werden konnte. Das Nettoanlagevermögen der 
Bundesrepublik im Bereich der Verkehrsinfrastruktur 
sank daher in den vergangenen Jahren sichtbar und 
auch der Erhaltungszustand der Infrastruktur hat sich 
erheblich verschlechtert.12 Es besteht somit ein umfas­
sender Nachholbedarf im Bereich der Investitionen in 
Verkehrswege. Dieser bezieht sich zum überwiegen­
den Teil auf Erhaltungs- und Ersatzinvestitionen, aber 
auch Erweiterungsinvestitionen sind vielerorts notwen­
dig, insbesondere im Bereich des schienengebundenen 
Güterverkehrs, wo sich bereits heute Engpasssituatio­
nen ergeben.

Gemäß Berechnungen des DIW Berlin wären in den 
nächsten 15 Jahren für die Deckung des Bedarfs an 
Ersatzinvestitionen jedes Jahr Mehraufwendungen in 
einem Umfang von 6,5 Milliarden Euro (in Preisen von 
2005) notwendig. Für das kommende Jahr (in Preisen 
von 2014) entspräche dies einem Volumen von 7,5 Mil­
liarden Euro. Hinzu kämen in den nächsten beiden Jah­
ren rund 3,5 Milliarden Euro für Erweiterungsinves­
titionen im Schienenverkehrsnetz.13 Unterstellt man, 
dass die künftige Bundesregierung Gelder in der ent­
sprechenden Höhe bereitstellt, so entstünde daraus in 
den Jahren 2014 und 2015 ein Investitionsimpuls für 
die Bauwirtschaft in Höhe von jeweils rund elf Milliar­
den Euro. Davon entfielen jeweils sechs Milliarden Euro 
auf die Instandhaltung von Straßen, 4,4 Milliarden auf 
das Schienennetz und 0,6 Milliarden auf die Wasser­
wege.14 In den darauffolgenden Jahren wären nach die­
sem Bedarfsszenario die notwendigen Erweiterungsin­
vestitionen abgeschlossen und es müssten bis ins Jahr 
2028 nur noch die jährlichen 6,5 Milliarden Euro für 
Ersatzinvestitionen aufgewendet werden – erhöht um 
die entsprechenden Preissteigerungen. Um einer Ero­
sion der Infrastruktur vorzubeugen, sollte das Investi­

12	 Vgl. Kunert, U., Link, H. (2013), a. a. O.

13	 Vgl. Kunert, U., Link, H. (2013), a. a. O.

14	 In dieser Schätzung sind auch Landes-, Kreis- und Gemeindestraßen 
inbegriffen. Ob die Länder und Gemeinden die entsprechenden Investitionen 
eigenständig finanzieren können, wird hier nicht untersucht, ist aber sicher 
nicht flächendeckend gegeben. Sollte das Investitionspaket in der genannten 
Höhe geplant werden, so wären wohl auch Finanzhilfen für bestimmte 
Gemeinden notwendig.

den. Dennoch ist kaum davon auszugehen, dass eine 
entsprechende Regelung bereits im kommenden Jahr 
wirksam werden würde. Der gescheiterte Gesetzentwurf 
der Bunderegierung sah Steuerausfälle in Höhe von 
jährlich 1,5 Milliarden Euro vor. Welchen Investitionsef­
fekt diese Art der Förderung allerdings tatsächlich mit 
sich bringt, ist bisher unbekannt. Die Erfahrungen mit 
Sonderabschreibungen im Wohnungsbau zur großflä­
chigen Ausweitung von Investitionen beschränken sich 
in der jüngeren Vergangenheit auf die Nachwendezeit 
und den ostdeutschen Immobilienmarkt. Dort kam es zu 
einem sichtbaren Investitionsimpuls und einer weitge­
henden Vollsanierung des Gebäudebestands. Allerdings 
muss dabei darauf hingewiesen werden, dass dieses Ins­
trument, gerade auch – wie in der Nachwendezeit ge­
schehen – in der Kombination mit weiteren Fördermaß­
nahmen die Gefahr erheblicher Fehlallokationen birgt.10

… dass Verzögerungen bei der Wirkung 
auf den Bausektor zu erwarten sind

Einen direkten Hebel hat die Förderung im Rahmen 
des Programms Energieeffizient Sanieren, dessen Kredit­
volumen im Jahr 2011 bei etwa 2,8 Milliarden Euro lag.11 
Das damit verbundene Gesamtinvestitionsvolumen be­
trug circa 3,9 Milliarden Euro. Unter der vereinfachen­
den Annahme, dass dieses Volumen in seiner Struk­
tur dem oben beschriebenen zusätzlichen Investitions­
bedarf entspricht, wäre im kommenden Jahr mehr als 
eine Verdoppelung des KfW-geförderten Kreditvolu­
mens auf etwa sieben Milliarden Euro notwendig. Im 
Jahr 2015 müsste das Kreditvolumen auf etwa zehn Mil­
liarden Euro steigen. Der derzeitige Haushaltsansatz 
zur Finanzierung der KfW-Programme im Bereich der 
energetischen Gebäudesanierung beträgt 1,8 Milliarden 
Euro. Bei entsprechender Ausweitung der Förderung 
müsste dieser in etwa fünf Milliarden Euro betragen.

Unabhängig von der möglichen Bereitstellung der Mit­
tel erscheint es aber unwahrscheinlich, dass die Pro­
duktionskapazitäten und auch das Investitionsvolumen 
kurzfristig entsprechende Sprünge vollziehen. Es ist 
somit auch nicht davon auszugehen, dass der skizzier­
te Sanierungspfad in den kommenden zwei Jahren er­
reicht werden wird. Hier ist außerdem zu konstatieren, 
dass jedes weitere Jahr unterhalb des notwendigen Vo­
lumens die Anpassungshürden heraufsetzt – das heißt 
den Berg nachzuholender Investitionen immer weiter 
anwachsen lässt – und den zeitlichen Verlauf des poli­

10	 Dohse, D., Krieger-Boden, C., Sander, B., Soltwedel, R. (2002): Vom Mangel 
zum Überfluss – der ostdeutsche Wohnungsmarkt in der Subventionsfalle. 
Kieler Diskussionsbeiträge, No. 395; Michelsen, C., Weiß, D. (2010): What 
happened to the East German housing market? A historical perspective on the 
role of public funding. Post-Communist Economies, 22, 387–409.

11	 IWU/BEI (2011): Monitoring der KfW-Programme „Energieeffizient 
Sanieren“ und „Energieeffizient Bauen“ 2011.
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wirken. Dies lehrt die Erfahrung aus den Konjunktur­
programmen. In den Jahren 2008 und 2009 wurden 
von der damaligen Bundesregierung konjunkturstimu­
lierende Maßnahmen beschlossen, welche in den Jah­
ren 2009 und 2010 ein Gegengewicht zu den durch 
die Finanzkrise bedingten Einbrüchen bilden sollten. 
Der für die Bauwirtschaft relevante Impuls aus beiden 
Konjunkturpaketen betrug insgesamt rund 21,6 Mil­
liarden Euro.15 Dieser wurde aber nicht wie beabsich­
tigt in den beiden Jahren nach der Finanzkrise umge­
setzt, sondern wurde größtenteils erst 2010 und 2011 
produktionswirksam. Die Planung und Genehmigung 
der Investitionen nahmen also mehr Zeit in Anspruch 
als vom Gesetzgeber erwartet. Das Ziel einer zeitlich ko­
ordinierten Stimulierung der Konjunktur wurde mit­
hin verpasst, denn 2010 befand sich die deutsche Wirt­
schaft bereits wieder im Aufschwung. 

Auch mit Mitnahmeeffekten ist zu rechnen

Im Nachhinein können die im Rahmen der Konjunktur­
pakete durchgeführten Maßnahmen auch nicht als „zu­
sätzliche“ Investitionen angesehen werden, denn eine sta­
bilisierende Wirkung entfalteten sie nur während ihrer 
Laufzeit (Tabelle 3). Nachdem die Konjunkturpakete aus­
gelaufen waren, brach das Bauvolumen im öffentlichen 
Sektor im Jahr 2012 real um neun Prozent ein, und auch 
in diesem Jahr wird sich der öffentliche Bau noch nicht 
spürbar erholen. Erst im kommenden Jahr dürfte das 
Vorkrisenniveau im öffentlichen Bau wieder erreicht wer­
den. Dies spricht eindeutig dafür, dass die Mitnahme­
effekte, die bei der Vergabe der Konjunkturpakete ent­
standen sind, erheblich waren. Die wirtschaftspolitische 
Intention, die den Programmen zugrunde lag, wurde so­
mit auch in dieser Hinsicht in großen Teilen verfehlt.

Aus diesen Erfahrungen müssen zwei Schlüsse gezogen 
werden. Zum einen scheint es nicht möglich, das Bauvo­
lumen in kurzer Zeit in signifikantem Ausmaß zu stei­
gern. Vielmehr dürfte sich das Investitionsvolumen selbst 
bei der Einführung des oben beschriebenen Maßnahmen­
katalogs nur langsam aufbauen und erst allmählich sei­
nen Zielwert erreichen. Zweitens sind derartige Investi­
tionsprogramme in erheblichem Maße mit Mitnahmeef­
fekten verbunden und bedeuten letztlich nicht viel mehr 
als eine Umverteilung. Je größer die Diskrepanz zwischen 
dem bewilligten Investitionsimpuls und der tatsächlichen 
Steigerung des Bauvolumens, desto höher ist der Grad der 
Umverteilung. Mit anderen Worten, je mehr ein Investi­
tionspaket die Fähigkeiten von Wirtschaft und Verwal­
tung übersteigt, die Mittel einzusetzen, desto mehr führt 

15	 Dieser Wert schließt die Konjunkturprogramme der Länder mit ein. Siehe 
Gornig, M., Hagedorn, H. (2010): Konjunkturprogramme: Stabilisierung der Bau-
wirtschaft gelungen, befürchtete Einbrüche bleiben aus. Wochenbericht des 
DIW Berlin Nr. 47/2010.

tionsniveau im Verkehrsbereich allerdings langfristig 
um 3,8 Milliarden Euro über dem durchschnittlichen 
Niveau der Jahre 2006 bis 2011 liegen, wiederum ge­
rechnet in Preisen von 2005. 

Ein solches Maßnahmenpaket würde für die Baubran­
che erhebliche Umsatzsteigerungen bedeuten. Da die­
se Investitionen nahezu ausschließlich den Tiefbau be­
treffen, würde vor allem das Bauhauptgewerbe von einer 
derartigen Ausweitung öffentlicher Aufträge profitie­
ren. Das Ausbaugewerbe und die sonstigen Produzen­
tengruppen wären hingegen kaum betroffen. 

… zeigen Erfahrungen mit den 
Konjunkturprogrammen, dass 
Verzögerungen wahrscheinlich sind

Unabhängig von der tatsächlichen Größenordnung der 
Mehrausgaben ist für das nächste Jahr allerdings kaum 
mit einer signifikanten Erhöhung der Bautätigkeit zu 
rechnen. Vielmehr dürfte sich die Beschlussfassung 
zu einem Investitionspakt erst in den Folgejahren aus­

Abbildung 9
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Von den für das erste Jahr geplanten rund elf Milliarden Euro im Rahmen der Konjunkturpro-
gramme konnten lediglich 4,5 Milliarden Euro verausgabt werden.
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es zu Umschichtungen in den öffentlichen Haushalten, 
sowohl sachlich als auch zeitlich gesehen.

Aus Erfahrungen mit den 
Konjunkturprogrammen lernen

Die vom DIW Berlin vorgeschlagenen Investitionspake­
te16 haben zumindest in den ersten Jahren in etwa dassel­
be jährliche Volumen, welches auch in den Konjunktur­
paketen vorgesehen war (vergleiche Abbildung 9 mit Ab­
bildung 10). Damals konnten von den für das erste Jahr 
geplanten rund elf Milliarden Euro lediglich 4,5 Milliar­
den Euro verausgabt werden und die öffentlichen Bau­
investitionen stiegen um lediglich 1,5 Milliarden Euro 
gegenüber dem Vorjahr. Im zweiten und dritten Jahr 
der Konjunkturprogramme wurden nur 1,8 beziehungs­
weise 3,2 Milliarden Euro mehr als im Jahr 2008 inves­
tiert. In realer Rechnung stiegen die Bauinvestitionen 
im ersten Jahr um drei Prozent, stagnierten im Folge­
jahr und stiegen 2011 nochmals um 1,4 Prozent. Nimmt 
man diese Zahlen als das Maximum dessen, was in kur­
zer Zeit in die Volkswirtschaft eingespeist werden kann, 
was angesichts des Zeitdrucks, mit dem die Konjunk­
turprogramme durchgeführt wurden, gerechtfertigt er­
scheint, so können auch für den Investitionspakt die In­
vestitions- und Umverteilungswirkungen abgeschätzt 
werden. Es zeigt sich dabei, dass die Verdrängungswir­
kung eines solchen Programms auf absehbare Zeit die 
dominierende Rolle spielen würde. Das Bauvolumen 
im öffentlichen Sektor stiege hingegen nur langsam.

16	 Bach, S. et al. (2013), a. a. O.; Blazejczak, J. et al. (2013), a. a. O.; Kunert, U., 
Link, H. (2013), a. a. O.; und Spieß, C. K. (2013), a. a. O.

Tabelle 3

Konjunkturprogramme
In Milliarden Euro

2008 2009 2010 2011 2012 2013

In laufenden Preisen

Öffentliche Bauinvestitionen 30,8 32,2 32,5 33,9 31,1 32,1

Veränderung gegenüber 2008 1,5 1,8 3,2 0,3 1,4

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent 4,7 1,0 4,2 −8,3 3,4

In Preisen von 2005

Öffentliche Bauinvestitionen 27,0 27,8 27,8 28,2 25,2 25,5

Veränderung gegenüber 2008 0,8 0,8 1,2 −1,8 −1,6

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent 3,0 0,0 1,4 −10,8 1,0

Quellen: Statistisches Bundesamt; BMWi; BMF; Berechnungen des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2013

Nachdem die Konjunkturpakete ausgelaufen waren, brach das Bauvolumen im öffentlichen Sektor im Jahr 2012 real um neun Prozent ein. 

Abbildung 10

Zeitlicher Verlauf der Mittelflüsse im Rahmen 
eines Investitionspakts (Prognose)
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Für einen Investitionspakt lassen sich über die Zeit ähnliche Investitions- und Umverteilungs-
wirkungen abschätzen wie bei den Konjunkturprogrammen.
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tung bestehen. Es zeigt sich somit auch an dieser Stel­
le der Bedarf einer tiefgreifenden Föderalismusreform.

Im Bereich der Gebäudesanierung ist in den kommen­
den zwei Jahren nicht mit einer Anpassung der Sanie­
rungsaktivitäten an den notwendigen Sanierungspfad 
zu rechnen. Selbst wenn entsprechende Mittel im Rah­
men einer öffentlichen Förderung bereitgestellt wür­
den, wären zunächst ein planerischer Vorlauf und an­
schließend ein allmählicher Aufwuchs der Baukapazi­
täten zu berücksichtigen. Allerdings stellt jedes weitere 
Jahr, in dem man sich deutlich unter dem Sanierungs­
pfad bewegt, die Zielstellung beim CO2-Ausstoß infra­
ge und erhöht somit den politischen Handlungsdruck. 
Wichtig erscheint zudem, dass Planungssicherheit für 
Investoren geschaffen wird, um Attentismus vorzubeu­
gen und klare Perspektiven zu schaffen. Eine ähnlich 
lange Diskussion wie in der Vergangenheit um das Ins­
trument der Sonderabschreibungen hätte unabhängig 
vom gefassten Beschluss negative Auswirkungen auf 
die Sanierungstätigkeit.

Ein etwaiger Investitionspakt würde sich 2014 noch nicht 
spürbar im Bauvolumen niederschlagen. Die für das 
kommende Jahr prognostizierte deutliche Aufwärtsbe­
wegung ist vielmehr einer Normalisierung im Bereich 
des öffentlichen Baus sowie einer nach wie vor dyna­
mischen Wohnungsbaukonjunktur geschuldet. Auch 
der Wirtschaftsbau dürfte sich im nächsten Jahr wie­
der positiv entwickeln, was hauptsächlich auf die Er­
wartung eines Abflauens der Eurokrise zurückzufüh­
ren ist. Insgesamt bleibt das Bauvolumen in diesem Jahr 
real in etwa unverändert und steigt im nächsten Jahr um 
4,1 Prozent. Ein Investitionspakt, wie er vom DIW Ber­
lin vorgeschlagen wurde, würde sich erst mittelfristig 
beim Bauvolumen bemerkbar machen.

Die Erfahrungen, die im Zuge der Konjunkturprogram­
me gemacht wurden, sollten bei der Umsetzung eines 
Investitionspakts unbedingt genutzt werden. Da es hier 
nicht um einen zeitlich exakt bestimmten Investitions­
impuls geht, besteht keine Veranlassung, die Umset­
zung derartiger Maßnahmen zu überstürzen. Eine sorg­
fältige Planung käme nicht nur der Qualität und der Ef­
fizienz dieser Investitionen zugute, sie würde auch die 
Preissprünge vermeiden, welche während der Vergabe 
der Konjunkturmittel im öffentlichen Bau zu verzeich­
nen waren.17 Vielmehr handelt es sich beim Abbau des 
Investitionsstaus und der Aufwertung des Kapitalstocks 
um ein langfristig orientiertes Projekt. Dies gilt es auch 
in der politischen Diskussion deutlich zu machen, da 
die Anreize für die kurzfristige Mitnahme von Investi­
tionsmitteln auf diese Weise verringert werden können. 

Fazit

Um den Investitionsstau in Deutschland abzubauen, ist 
nur eine behutsame und nachhaltige Änderung der In­
vestitionsstrategie zielführend. Keinesfalls sollten die In­
vestitionspläne im Hauruck-Verfahren angegangen wer­
den. Unter Umständen müssen auch erst die finanziellen 
Spielräume hierfür geschaffen werden. Dies gilt insbeson­
dere auf kommunaler Ebene sowie auf Länderebene. Da 
die Bundesländer im Rahmen der beschlossenen Schul­
denbremse ab dem Jahr 2019 ausgeglichene Haushalte 
vorweisen müssen, ist die Politik in Anbetracht des Inves­
titionsbedarfs auch vor eine finanzpolitische Herausforde­
rung gestellt. Denn eine nachhaltige Investitionsstrategie 
kann nur gelingen, wenn die entsprechenden Rahmen­
bedingungen auf allen Ebenen der öffentlichen Verwal­

17	 Vgl. Gornig, M., Hagedorn, H. (2010), a. a. O.
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